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Über 707 000 Unternehmen und rund 
3,8 Millionen Erwerbstätige – die Immo-
bilienwirtschaft ist einer der größten 
Wirtschaftszweige in Deutschland. Sie ist 
eine Branche, die unmittelbar im Alltag 
eines jeden Bundesbürgers Bedeutung 
hat, weil die Menschen jederzeit ein 
Dach über dem Kopf benötigen. Als 
wichtiger Wirtschaftszweig hat sich die 
Immobilienwirtschaft so als Stabilisator 
in der Krise erwiesen. Klimaschutz, Miet-
recht, Wohnen im Alter und Finanzie-
rung – was bewegt die Branche aktuell?

Immobilienbranche mit verhaltenen 
Frühlingsgefühlen

Zwar zeigen sich die Unternehmen der 
privaten Immobilien- und Wohnungs-
wirtschaft aktuell insgesamt noch mit 
deutlich angespannter Geschäftsstim-
mung, aber das Gesamtbild hellt sich 
laut der BFW-Frühjahrsumfrage 2010 
langsam auf. Bereits im Herbst 2009 
konnte der BFW bei seiner Umfrage erste 
Stabilisierungs- und Erholungstendenzen 
beim Geschäftsklima verzeichnen. Aller-
dings liegen die Umfragewerte noch 
immer deutlich unter den Ergebnissen 
vor dem Herbst 2008, als die allgemeine 
Wirtschafts- und Finanzkrise begann. 
Risiko der Branchenerholung ist vor 
allem die restriktive Kreditvergabe.

Auch bei derzeit niedrigen Bauzinsen 
werden Teile der mittelständischen pri-
vaten Wohnungsbaubranche längst nicht 
mehr mit ausreichend Geld versorgt. Wie 
eine aktuelle Umfrage der Bulwien Gesa 
AG im Auftrag des BFW mit Unterstüt-
zung der Investitionsbank Berlin (IBB)  
bei über 200 Unternehmen zeigt, hat 
sich die Kreditvergabe seit Januar 2010 
weiter verschlechtert und stellt als Inves-
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titionshemmnis eines der größten Risiken 
der konjunkturellen Erholung dar. Rund 
ein Drittel der Marktteilnehmer im un-
ternehmerischen Wohnimmobilienbe-
reich konnte Projekte im vergangenen 
Jahr nach Ausbruch der Finanzmarktkrise 
nicht realisieren und musste sie verschie-
ben oder aufgeben. Insbesondere Pro-
jektentwickler und Bauträger sind hier-
von betroffen. 

Wenn es derzeit auch noch keine flä-
chendeckende Kreditklemme gibt, so 
sollte man sich trotzdem rechtzeitig die 
Frage stellen, was passiert, wenn Kredite 
in den nächsten ein bis zwei Jahren aus-
laufen und Anschlussfinanzierungen – 
die derzeit von der Finanzwirtschaft mit 
rund 900 Milliarden Euro beziffert wer-
den – nötig sind. Weder die Politik noch 
die Banken haben hierauf eine Antwort. 
Die kapitalintensive Immobilienwirt-
schaft kann so noch immer in den Sog 
einer Kreditklemme geraten. Für die 
konjunkturelle Entwicklung ist das Gift, 
denn die Verfügbarkeit von Krediten ist 
dringend notwendig für weitere Investi-
tionen sowie die Schaffung und Siche-
rung von zahlreichen Arbeitsplätzen in 
der Wohnungs-, Bau- und Immobilien-
wirtschaft.

Die Folgen der Krise sind aber nur eine 
Seite der Medaille. Mehr denn je kommt 
die Immobilienwirtschaft vor allem an 
zwei großen gesellschaftlichen Heraus-

forderungen nicht vorbei: dem Klima-
schutz und der Herausforderung einer 
schrumpfenden und älter werdenden 
Bevölkerung. Hierfür müssen die rich-
tigen Weichen gestellt werden.

Verankerung des Klimaschutzes  
im Mietrecht

Nach dem Superwahljahr 2009 geht es 
darum, dass der erstmals im Koalitions-
vertrag hervorgehobenen Bedeutung der 
Immobilienwirtschaft Rechnung getra-
gen wird und die festgeschriebenen 
Verbesserungen für Immobilienunter-
nehmen auch umgesetzt werden. Zu 
nennen sind hier beispielsweise keine 
weitere Verschärfung der Energieeinspar-
verordnung (EnEV) bis zur Evaluation der 
EnEV 2009 und die Beseitigung der miet-
rechtlichen Hürden bei energetischen 
Maßnahmen sowie die Verankerung des 
Klimaschutzes im Mietrecht.

Wer Klimaschutz möchte, muss aber 
auch die Lasten gleichmäßig verteilen. 
Die Novellierung des Mietrechts, wie sie 
im Koalitionsvertrag von CDU/CSU und 
FDP vorgesehen ist, darf daher kein Lip-
penbekenntnis bleiben. Die Unternehmen 
brauchen mehr Spielraum, um ökolo-
gisch und ökonomisch sinnvolle Maß-
nahmen verstärkt durchführen zu kön-
nen. Energetische Sanierung soll im 
Mietrecht leichter gemacht werden. Es 
muss für einen Eigentümer möglich sein, 
dass er ein Haus energetisch saniert, 
ohne dass dies den Anspruch des Mieters 
begründet, die Miete zu mindern. Wir 
brauchen hier ein ausgewogenes Ver-
hältnis zwischen Mietern und Vermie-
tern, um gemeinsam den Klimaschutz im 
Gebäudebereich voranzubringen. 

Trotz der veränderten politischen Kons-
tellation im Bundesrat nach der Wahl in 
Nordrhein-Westfalen dürfen wichtige 
Vorhaben nicht ausgebremst werden. 
Gerade bei der energetischen Sanierung 
besteht die Möglichkeit einer Win-Win-
Situation für alle Beteiligten: Mieter 
können künftige Heizkostensteigerungen 
abmildern, Vermieter die Zukunftsfähig-
keit ihrer Bestände erhöhen. 

Die Bundesvereinigung Spitzenverbände 
der Immobilienwirtschaft (BSI), deren 
Vorsitz der BFW bis Ende Juni 2010 inne- 
hatte, empfiehlt daher, im Bereich Kli-
maschutz folgende mietrechtlichen Än-
derungen vorzunehmen:

P Das Recht auf Mietminderung muss 
für klima- und umweltfreundliche Mo-
dernisierungen ausgeschlossen werden.
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P Der Mieter muss verpflichtet werden, 
alle Formen energetischer und klima-
freundlicher Modernisierungen zu dul-
den.

P Die Formalien der Modernisierungs-
mieterhöhung müssen vereinfacht wer-
den.

P Gesetzliche Ausschlusstatbestände für 
Modernisierungsmieterhöhungen müssen 
gestrichen werden.

P Betriebskosten, die infolge einer ener-
getischen Modernisierung neu entste-
hen, müssen auf den Mieter umgelegt 
werden können.

P Das Energie-Contracting bedarf einer 
rechtssicheren, praktikablen gesetzlichen 
Regelung.

Zukunftsaufgabe Wohnen  
im Alter

Neben dem Klimaschutz ist der demo-
grafische Wandel eines der zentralen 
Zukunftsthemen, mit denen sich die 
Immobilienwirtschaft auseinandersetzen 

muss. Altersgerechte Wohnungen sind 
jedoch noch immer Mangelware. Laut 
eines aktuellen Berichts der Kommission 
Wohnen im Alter des Bundesbauminis-
teriums und des Deutschen Verbandes, 
an dem auch der BFW mitgewirkt hat, 
gibt es zurzeit etwa elf Millionen Alters-
haushalte in Deutschland. Aber nur  
rund fünf Prozent leben bisher in ei-
nem barrierearmen oder barrierefreien 
Wohnumfeld. Die Schere zwischen  
Bestand und Bedarf könnte sich in  
den nächsten Jahren sogar noch weiter 
öffnen. 

Aktuell sind rund 16 Millionen Men-
schen in Deutschland, das heißt 20 Pro-
zent der Bevölkerung, 65 Jahre und 
älter. Für das Jahr 2020 rechnen Exper-
ten mit einer Zunahme des Bundes-
durchschnitts um 20 Prozent und der 
Hochbetagten über 80 Jahre um 50 
Prozent. Betroffen sind insbesondere 
Ostdeutschland und das südliche Nie-
dersachsen, wo überdurchschnittlich 
viele Menschen älter als 65 Jahre sind. 
Bis 2020 wird vor allem in Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern und im 
nördlichen Umland von München die 
Anzahl älterer Menschen stark steigen.

Angesichts weniger Mittel in den Staats-
kassen und sinkender Renten der älteren 
Bevölkerung bekommt das betreute 
Wohnen und Wohnen mit Service wie in 
europäischen Nachbarländern, zum Bei-
spiel den Niederlanden, längst üblich, 
mehr Bedeutung. Seit der Einführung 
der Pflegeversicherung zeigt sich eine 
quantitative Verschiebung von vollstati-
onären Pflegeeinrichtungen wie Pflege-
heimen und Seniorenresidenzen hin zum 
Wohnen mit Pflegeleistungen unter-
schiedlicher Intensität (Service-Wohnen, 
betreutes Wohnen). Dies ist nicht zuletzt 
auf den Wunsch vieler älterer Menschen 
zurückzuführen, so lange wie möglich 
unabhängig in ihrer vertrauten Umge-
bung zu verbleiben – auch im Falle von 
Pflege- und Hilfebedürftigkeit. Nur etwa 
zehn Prozent der Seniorinnen und Seni-
oren sind bereit, freiwillig in ein Heim zu 
ziehen. 

Gleichzeitig können altersgerechte  
Wohnungen zur Entschärfung des Prob-
lems von Altersarmut beitragen. Dabei 
geht es aus Sicht der Immobilienwirt-
schaft nicht nur um die bauliche, barrie-
rearme Anpassung des Wohnraums, 
sondern auch um eine gute vorpflege-
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rische und pflegerische Versorgung, ein 
Quartier, das den täglichen Bedarf wie 
Einkaufsmöglichkeiten, Ärzte und Apo-
theken einbezieht, genauso wie das 
Zukunftsthema der technischen Unter-
stützung, das sogenannte „Ambient 
Assisted Living“.

Statt der Versorgung von pflegebedürf-
tigen Personen in teuren Wohn- und 
Pflegeheimen entlastet eine Stärkung 
des selbstständigen Wohnens mit nied-
rigschwelligen ambulanten und häus-
lichen Pflegeangeboten im Wohnquartier 
aber auch die öffentliche Hand und die 
Pflegekasse. Das Einsparpotenzial der 
Versorgung von Seniorinnen und Seni-
oren im Rahmen des selbstständigen 
Wohnens mit häuslichen und niedrig-
schwelligen Betreuungsangeboten be-
wegt sich im Verhältnis zur stationä- 
ren Pflege in einem Wohn- und Pflege-
heim bei 1 650 bis 1 950 Euro pro 
Haushalt und Monat. Wenn es gelingt, 
nur 100 000 Wohnungseinheiten alters-
gerecht so zu gestalten, dass Senioren 
darin so lange wie möglich selbstständig 
wohnen können, werden Aufwendungen 
der Pflegeversicherung bezüglich einer 
alternativen Unterbringung in Pflege-
heimen in Höhe von rund zwei Milliar-
den Euro jährlich eingespart. 

Die Wohnungswirtschaft ist damit – in 
Kooperation mit der Pflegewirtschaft – 
der eigentliche Versorger der Bevölkerung 
mit altersgerechtem Wohnraum. Damit 
ausreichend altersgerechte Wohnungen 
zur Verfügung gestellt werden, benötigen 
wir eine Aufstockung des KfW-Pro-
gramms „Altersgerecht Umbauen“ für 
den Bestand. Sollte dies nicht möglich 
sein, sollte die Förderung mindestens 
jedoch auch nach 2011 auf hohem Ni-
veau langfristig fortgeführt werden. 

Hochwertiger Neubau als bessere 
Alternative?

Zudem darf das Thema Bestandsersatz 
nicht länger ein Tabu sein. Bestandser-
satz durch hochwertigen energieeffizi-
enten und altersgerechten Neubau kann 
manchmal die bessere Alternative sein. 
Die Politik sollte dieser Option mehr 
Bedeutung beimessen: Die Kosten für 
eine energetische und altersgerechte 
Vollmodernisierung bei einer barrierear-
men Wohnraumanpassung betragen 
bereits rund 1 000 bis 1 500 Euro pro 
Quadratmeter. Bei einer barrierefreien 
Vollmodernisierung liegen sie sogar bei 
rund 1 300 bis 2 000 Euro pro Quadrat-
meter. Im Vergleich dazu belaufen sich 

die Kosten für Abriss und Neubau auf 
maximal 1 500 Euro pro Quadratmeter. 
Das zeigt deutlich, dass die Modernisie-
rung nicht günstiger, sondern zum Teil 
sogar teurer als der Neubau ist. Einen 
Neubau von Anfang an barrierefrei zu 
gestalten, ist die einfachste Variante und 
würde sich nach Schätzungen unseres 
BFW-Arbeitskreises Seniorenimmobilien 
auf zirka fünf Prozent Zusatzkosten 
gegenüber einem traditionellen Neubau 
belaufen. Der BFW erachtet daher ergän-
zende steuerliche Anreize für den Neu-
bau als wichtig. Neubau kann unter 
qualitativen Gesichtspunkten helfen, 
aber auch rein quantitativ fehlen insbe-
sondere in Ballungsgebieten schon heute 
tausende von Mietwohnungen. Denkbar 
wäre daher die Wiedereinführung einer 
degressiven AfA – in Höhe von vier Pro-
zent für die ersten acht Jahre.

Verbesserte Abschreibungsbedingungen 
im Wohnungsbau bringen ein Plus an 
Steuern und Abgaben und konsolidieren 
die öffentlichen Haushalte, so die Be-
rechnungen des Eduard Pestel Instituts 
in der aktuellen durch die Kampagne 
„Impulse für den Wohnungsbau“ beauf-
tragten Studie „Wohnungsbauinvesti-
tionen und Staatliche Haushalte“. 

Steuermindereinnahmen, die sich aus der 
Wiedereinführung einer degressiven Ab-
schreibung ergäben, würden ab 4 600 pro 
Jahr zusätzlich gebauten Wohneinheiten 
kompensiert. Alle darüber hinaus errich-
teten Einheiten bedeuteten einen posi-
tiven Effekt für die öffentlichen Haus-
halte. Gerechnet wird mit vier Prozent 
Abschreibung im Jahr der Fertigstellung 
und den folgenden neun Jahren, 2,5 Pro-
zent in den nächsten acht Jahren und 
dann mit 1,25 Prozent bis zum Jahr 2050. 
Als Beispiel wurde ein 1,9 Millionen Euro 
teures Neubauprojekt eines Mehrfamili-
enhauses mit 1,5 Millionen Euro abschrei-
bungsfähigen Errichtungskosten gewählt 
und ein Einkommensteuer-Spitzensatz 
von 30 Prozent angenommen. Bei einem 
Spitzensatz von 45 Prozent kommen die 
öffentlichen Haushalte ab 7 300 zusätz-
lichen Wohnungen in die Gewinnzone. 

Die Immobilienbranche ist bereit, sich 
auf die wartenden Herausforderungen 
einzustellen und sie als Chance für einen 
Wandel zu begreifen. Hierfür benötigt sie 
aber auch die Unterstützung der Politik. 
Die Immobilienwirtschaft braucht pro-
zyklische Anreize, um bei den großen 
Zukunftsaufgaben wie Energieeinspa-
rung, demografischer Wandel und 
Wohnversorgung mit sozial verträgli-
chen Mieten ihren gesellschaftlichen 
Beitrag zu leis ten.



Unter www.meine-baufinanzierung.de können Kreditnehmer ihre  
Baufinanzierung ausschreiben

Aktuelle und abgelaufene Ausschreibungen werden auf der Plattform mit 
Basisinformationen dargestellt

www.meine-baufinanzierung.de:  
Neuer Vertriebskanal für Banken und Kreditvermittler

Mit meine-baufinanzierung.de startet im deutschen Internet die erste 
Ausschreibungsplattform für Baufinanzierungen, um den Markt für Finanzvermittler  
und Kunden transparenter und effizienter zu gestalten.

Das Prinzip ist einfach: Immobilienkäufer können ihre Immobilienfinanzierung online ausschreiben  
und erhalten kostenlos unverbindliche Angebote von Finanzierungsanbietern. Der Kreditnehmer 
erhält so einen unkomplizierten Marktüberblick und die für ihn optimale Finanzierung; Kreditgeber 
erschließen einen neuen Vertriebskanal. Das Portal ist ein Angebot von ImmobilienScout24, dem 
größten deutschen Immobilienmarkt im Internet mit mehr als 4,5 Millionen Nutzern im Monat.

Neuartiges Konzept in Deutschland 

Ziel des Marktplatzes ist es, die Interessen von Anbietern und Nachfragern optimal in Einklang zu 
bringen. 

„Grundsätzlich gibt es aktuell keine Plattform in Deutschland, die auf dem Prinzip der Reverse  
Auction aufbaut – also einer Ausschreibung, bei der ein Kunde verschiedene Anbieter zur  
Abgabe ihrer Angebote auffordert”, urteilt Professor Klaus Fleischer, Experte für Baufinanzierung, 
Hochschule München.

Und das Konzept scheint erfolgversprechend: In den ersten zwei Wochen seit dem Start wurden  
schon über 1.000 Ausschreibungen auf meine-baufinanzierung.de getätigt.

Auch Finanzvermittler profitieren 
von der Transparenz

Etwa 500 regionale und überregionale 
Partner – sowohl Banken als auch 
Vermittler – sind bereits auf dem 
Portal angebunden. Da sich meine-
baufinanzierung.de nicht als 
Kreditvermittler versteht, zahlen die 
Anbieter keine Abschlussprovision, 
sondern lediglich eine monatliche 
Gebühr, um auf dem Finanzportal 
präsent zu sein und Angebote auf 
Kreditausschreibungen abzugeben. 
Dazu erhalten sie alle relevanten 

Informationen des Käufers, um ein  Angebot zu unterbreiten: Einkommen und Ausgaben, 
Informationen über das Kaufobjekt sowie Details zum gewünschten Darlehen.

„Nicht nur Kreditnehmer, sondern auch die Finanzierungspartner werden von der Transparenz 
profitieren, die das neue Portal im Bereich der Baufinanzierung schafft”, meint Marc Stilke,  
Geschäftsführer ImmobilienScout24. „Da sie stets das aktuell günstigste Angebot sehen, das dem 
Nachfrager unterbreitet wurde, 
können die Kreditgeber 
ihre Offerte gegebenenfalls 
nachbessern und den Kunden 
doch noch für sich gewinnen.”

Weitere Informationen sind direkt auf www.meine-baufinanzierung.de zu finden. Für Rückfragen und 
Kooperationsangebote steht das Expertenteam von ImmobilienScout24 unter baufinanzierung@immobilienscout24.
de oder 030 – 24 301 1514 gerne zur Verfügung.
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